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Aktuelle Trends

Entwicklung des Personals der neuen Länder zwischen 1996 und 1998

- Beschäftigte der Länder pro 1.000 Einwohner -
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Die Regierungen der neuen Länder stehen angesichts steigender Haushaltsdefizite unter Druck,
ihren Personalbestand zu reduzieren. Diese Forderung wird insbesondere von Seiten der alten Länder
gestellt, die vergleichsweise weniger Personal beschäftigen und in den letzten Jahren ihren Personal-
bestand weiter reduzieren konnten. Dem westdeutschen Niveau mit etwa 28 Beschäftigten hat sich
inzwischen das Land Brandenburg am stärksten angenähert, ebenso hat der Freistaat Sachsen seit
1996 die Zahl seiner Landesbeschäftigten auf 29 reduzieren können (Werte jeweils pro 1.000 Ein-
wohner). Den größten Abbau zwischen 1996 und 1998 hat der Freistaat Thüringen vollzogen, aller-
dings vom absolut höchsten Niveau aus, so daß er aktuell immer noch 32 Personen pro 1.000 Ein-
wohner beschäftigt.

Relativ geringe Erfolge beim Personalabbau haben bisher die Länder Mecklenburg-Vorpom-
mern und Sachsen-Anhalt erzielt, wobei Sachsen-Anhalt mit 33 Beschäftigten derzeit den Spit-
zenwert einnimmt. Bezieht man die Beschäftigtenzahl auf die jeweilige Landesbevölkerung, hat
das zur Folge, daß auch die Bevölkerungsentwicklung die abgebildeten Werte beeinflußt. So hat in
Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern das Länderpersonal von 1996 auf 1997 zwar ab-
genommen, aber anteilig noch stärker ist im gleichen Zeitraum die Bevölkerung durch Abwande-
rungs- und Sterbefallüberschüsse geschrumpft.

Auch die Gemeinden der neuen Länder konnten ihren Bestand an Beschäftigten (hier nicht ab-
gebildet) seit 1996 verringern. Während beim Länderpersonal im Durchschnitt 28 Beschäftigten in
den alten 31 Beschäftigte in den neuen Ländern gegenüberstehen, ist im Kommunalbereich der
Abstand zum westdeutschen Niveau von 18 Beschäftigten noch größer: Die ostdeutschen Kommu-
nen beschäftigen im Durchschnitt 25 Personen pro 1.000 Einwohner.
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